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Es fällt schwer, zu glauben, dass effektive
Maßnahmen zur Bekämpfung des Ärzteman-
gels und einer Unterversorgung der Patienten
bald zum Zuge kommen. Zudem werden stän-
dig neue Schreckensmeldungen über nicht zu
besetzende Arztstellen verkündet. Die Ab-
schaffung des AiP, die praxisnahe Gestaltung
des Studiums und eine arzt- (und nicht nur
shareholder-value) freundliche Arbeitszeitum-
gestaltung sind kleine Schritte in eine prinzi-
piell richtige Richtung. Doch die Zeit läuft
gegen diese Bemühungen. Wie bereits in der
Vergangenheit wird man nach einfachen, für
das System finanziell günstigeren Lösungen
suchen, etwa die Anwerbung von ausländi-
schen Ärzten. Die sächsische Staatsministerin
Helma Orosz äußert sich in dem Interview im
letzten Heft nur über bürokratische Probleme
und erörtert, wie es leichter gemacht werden
kann, Ärzte aus den Nachbarländern hier arbei-
ten zu lassen. Bisher vorwiegend in Kranken-
häusern in ländlicheren Gebieten wird diese
Lösung in Zukunft auch auf größere Kliniken
zutreffen. Doch abgesehen von einem sich
auch abzeichnenden Mangel an Ärzten in den
Herkunftsländern, sollten nur Ärzte einge-
stellt werden, die fließend deutsch sprechen.
Letzteres erscheint als Selbstverständlichkeit,
war es aber in der Vergangenheit keineswegs
und wird in Zukunft mehr zum Thema wer-
den. Die Einstellung von Ärzten aus den EU-
Beitrittsländern ist seit 1. 5. 2004 unbürokra-

tischer möglich, denn die Diplome aus diesen
Ländern sind als gleichwertig anzusehen. Wir
wissen aber auch: Ärzte aus anderen Kultur-
kreisen stellen die Integrationsfähigkeit der
noch verbliebenen deutschen Krankenhaus-
ärzte auf eine schwere Probe. Der sprunghaf-
te Anstieg (fast 40 Prozent!) im Anteil der
Beschäftigung ausländischer Ärzte von 2001
bis 2003 impliziert, dass bei weiter bestehen-
dem Mangel an Ärzten diese Option weiter
ausgeschöpft werden wird. Diese Möglichkeit
bekämpft aber weder die Ursache, noch wird
sie für Ärzte oder Patienten zu einer wirkli-
chen Verbesserung führen. Sollte es nicht unser
Ziel sein, für den Nachwuchs selbst zu sor-
gen und die Qualität der medizinischen Ver-
sorgung auf dem bisherigen wissenschaftlich
begründetem Niveau zu halten? Bisher jeden-
falls ist eine nachhaltige Lösung des Prob-
lems Ärztemangel nicht absehbar und unter
dem absehbaren zukünftigen Kostendruck im
Gesundheitssystem nicht wahrscheinlich. 
Aus der Orthopädie weiß man aber, dass mit
jedem Jahr länger fortbestehender Fehlhaltung
die Behebung der funktionellen und struktu-
rellen Folgeschäden immer schwerer wird.
Der Fehlhaltung der Politik zur Ärzteschaft
und zur Krankenversicherung blüht ein derar-
tiges Schicksal. Die durch falsche Versiche-
rungs-Politik nun unabwendbare Rationierung
von Gesundheitsleistungen soll durch die
Ärzteschaft vorgenommen werden. Von den

damit befassten Laien wird dieses Vorgehen
mit der Mittelverschwendung durch die Ärz-
teschaft begründet. Dieses Vorgehen zerstört
das für die Behandlung zwingend erforderli-
che Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und
Patient auf grausame Weise. Das Vertrauen
ist aber wichtigste Quelle und Ansporn für
die ärztliche Tätigkeit. Es darf nicht weiter
durch den Rationierungsdruck einer verfehl-
ten Sozialpolitik vergiftet werden. 
Diese ethisch nicht zu vertretende Rationie-
rung wird aber, so unsere optimistische Auf-
fassung, bald ihr Ende in einer Krankenversi-
cherung finden, die unabhängig von Arbeits-
markt- und Demographieschwankungen ist
und den derzeitigen wahltaktisch und tarifpoli-
tisch getriggerten Verschiebebahnhof ablöst.
Wenn diese neue Krankenversicherung finan-
ziell so gerüstet ist, dass sie den Ansprüchen
unserer heutigen Patienten genügt, denen die
Gesundheit das höchste Gut ist, werden viele
Folgeprobleme der Unterdeckung der jetzigen
Krankenversicherung wie Dokumentationsflut,
Ausbeutung im Dienst und Ärztediffamie-
rung aufhören. In solch einer Situation wer-
den sich wieder mehr altruistische junge
Menschen dafür entscheiden, im Rahmen
einer neuen Gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach ärztlichen Grundsätzen für Patien-
ten zu sorgen. 
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Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofes verlangt von den Krankenhäusern eine
Neugestaltung der Arbeitszeitorganisation. Da-
zu kommen der wachsende Effizienzdruck
auf Grund des DRG-Systems und veränderte
Anforderungen der Mitarbeiter. Zukunftsfähi-
ge Arbeitszeitmodelle müssen hochflexible
und bedarfsgerechte Arbeitszeiten für ärztli-
chen Dienst und Pflege regeln. Für viele Kran-
kenhäuser ist das ein Kraftakt, der ausschließ-
lich mit finanziellen und tarifvertraglichen

Mitteln nicht machbar ist, sondern auch die
Bereitstellung und Qualifizierung zusätzlichen
Personals erfordert.

Das neue ku-Sonderheft zeigt die rechtlichen
Rahmenbedingungen auf. Der Hauptteil wid-
met sich den Gestaltungsmöglichkeiten neuer
Arbeitszeitmodelle aus Sicht der Krankenhäu-
ser, der Krankenhausärzte und der Aufsichts-
behörden. Dem schließen sich Erfahrungsbe-
richte aus der Krankenhaus-Praxis mit neuen
Arbeitszeitsystemen an.
Außerdem werden die Ergebnisse einer Studie
zu personellen und finanziellen Auswirkungen
der neuen Arbeitszeitorganisation auf deutsche
Krankenhäuser veröffentlicht.

»Arbeitszeitgesetz im Krankenhaus«


